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burgischen Verhältnisse einzugehen. Es rauss zxnn Ruhme 
Glödens gesagt werden, dass sein Blatt nicht wie andere kon- 
sen'ative Organe zu den ^jOpfem" ^*) der revolutionären Be- 
wegung gehörte, es scheute die Kritik selbst in der erreg- 
testen Zeit nicht. 

Als Antipode des Politisch-praktischen Wochenblattes 
traten 1847 die Mecklenburgischen Blätter auf. Gegründet 
von Schnelle auf Buchholz wurde diese Zeitung vom Professor 
Türk geleitet im Sinne des Fortschritts. Denselben politischen 
Charakter trug die Rostocker Zeitung, die seit dem 12. Novem- 
ber 1846 die Konzession erhielt. Original- Aufsätze aufzunehmen; 
vorher hiess sie ihrer Aufgabe entsprechend: Auszug der 
neuesten Zeitungen. Mit dem Erscheinen dieser drei Blätter 
war der bisherige Gegensatz von Adelig — Bürgerlich über- 
wunden, jetzt hiess es Konservativ — Liberal. ^^) 

Die von uns benutzten und, wie wir glauben, wohl voll- 
ständig zusammengebrachten Bi^oschüren brauchen wir hier 
nicht einzeln aufzuführen. Die Mehrzahl derer, die den ritter- 
schaftlichen Zwist behandeln, verdankt ihren Ursprung der 
rastlosen Schriftstellertätigkeit von Schnelle auf Buchholz. 
Die aus dem Jahre 1848 hierher gehörenden haben fast durch- 
weg die Wahlgesetzfrage zum Thema. 

Einen Beitrag zur Geschichte der hier behandelten Zeit 
vom zum TeU primären QueUenwerte liefert fenier Hofl&nann 
von Fallersleben: Mein Leben. (Hannover 1868.) Den seiner 
Breslauer Professur entsetzten Dichter lud Rudolf Müller, 
Pächter auf Holdorf, ein und eröffnete den ilim persönlich 
unbekannten Heimatlosen „sein Herz und Haus". Hoffmann 
brachte von 1844 bis 1848 den grössten Teil der Zeit in Hol- 
dorf zu. Müllers Nachbar, Rittergutsbesitzer Dr. Schnelle 
auf Buchholz, nahm HoflBnann als Insassen seines Gutes auf, 
dadurch erlangte der verfolgte Dichter Heimatsrecht in Meck- 
lenburg und war vor preussischen Nachstellungen gesichert. 
Ln Kreise der bürgerlichen Gutsbesitzer nahm Hoflmann An- 



!•*) Vgl. dagegen Hellmuth von örtzen Das Leben und Wirken des 
Staatsministers Jasper von Örtzen. Schwerin i. M. 1905. S. 72. 

lö) Vgl. dagegen Ludwig von Hirschfeld Friedrich Franz II., Grossherzog 
Ton Mecklenbuig-Schwerin, und seine Vorgänger. Leipzig 1891. I, 197. 
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Briefen und persönlichen Mitteilungen gelungen, die Persön- 
lichkeit des Helden anschaulicher als Hirschfeld darzustellen; 
in der Auifassung der politischen Ereignisse deckt er sich mit 
jenem. Grösstenteils auf Hirschfeld beruht auch der Artikel 
über Friedlich Franz H., Grossherzog von Mecklenburg- 
Schwerin von K. Schröder in der Allgemeinen Deutschen 
Biographie, 49. Band, S. 96 if. 

Über Grossherzog Georg von Mecklenburg-Strelitz sind 
wir bei weitem karger unterrichtet. Gerade aber unter diesem 
ehrwürdigen Herrscher hat die Strelitzer Regierung eine zu 
der Kleinheit des Landes in gar keinem Verhältnis stehende 
bedeutende Rolle gespielt. Besonders der Anteil, den der 
Grossherzog selbst au der Politik genommen, ist in Dunkel 
gehüUt und scheint bis jetzt stets unterschätzt zu sein. 

Um so dankbarer sind die beiden Werke: „Zum 17. Ok- 
tober 1866" (Neustrelitz) und „Herzog Georg zu Mecklenburg- 
Strelitz" (Breslau 1878) zu begrüssen, die uns Aufschluss über 
das Wesen und den Charakter des Grossherzogs und seines 
Sohnes, Herzog Georgs, geben. Das erstere Werk hat Herzog 
Georg zum Verfasser, ^6) das letztere Jakob Caro. 37) Über 
Grossherzog Georg finden sich endlich noch ein Aufsatz im 
Archiv für Landeskunde in den Grossherzogtümem Mecklen- 
burg, 10. Jahrgang 1860, S. 609 ff. und ein knapper Artikel 
von Fromm in der Allgemeinen Deutschen Biographie, 8. Band, 
S. 680 f. 



Politische Zustände Mecklenburgs vor dem Jahre 1848.^) 

Mecklenburg zählte im Jahre 1847 auf 280 Quadrat- 
meilen 620334 Einwohner, davon fielen auf das Grossherzog- 
tum Mecklenburg-Schwerin mit 228 Quadratmeilen 524042, 

36) Herzog Geoi^ zu Mecklenburg-Strelitz. S. 96 Anmerkung. 

37) Nach handschriftlichem Vermerk in dem Exemplar der Grossherzog- 
lichen Regierungs-Bibliothek zu Schwerin. Das schöne "Werk ist von Caro, 
Professor zu Breslau, wohl auf Vei-anlassung des Strelitzer Hofes, vielleicht 
des Herzogs Gemahlin, der Grossfürstin Katharina Michailowna von Russland, 
geschrieben. 

^) Zu Grunde gelegt wurden diesem Überblick: Schnelles Artikel im 
Staatslexikon; Vasallus: Mecklenb. Verfassungskämpfe; Büsing: das Staatsrecht 
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liehen Landtagsverhandlungen sind keiner bestimmten Ord- 
nung unterworfen. Statt der Reden dienen die sog. dictamina, 
d. h. Vorträge, die schriftlich ausgearbeitet zu Landtagsproto- 
koll gegeben und verlesen werden. 

Die Ritter- und Landschaft hat das Recht auf Konventen 
zusammenzutreten; zu der Gültigkeit ihrer Abhaltung bedarf 
es nur einer Anmeldung bei den Landesherren. 

Der Engere Ausschuss ist das ständige die Ritter- imd 
Landschaft repräsentierende Kollegium und als solches „die 
erhaltende Basis der ständischen Gerechtsame."**) Er hat 
seinen Sitz in Rostock und besteht aus zwei Landräteu, je 
einem für jedes Herzogtum, drei Deputierten der Ritterschaft, 
je einem für jeden Kreis, einem Deputierten der Stadt Rostock 
und drei Deputierten der Landschaft, je einem der Vorder- 
städte Parchim, Güstrow und Neubrandenburg. Er ist der 
Mandatar der Stände; auf dem Landtag unerledigt gebliebene 
Geschäfte werden ihm zur Erledigung überwiesen. Die stän- 
dischen Kassen und das ständische Schuldenwesen stehen 
unter seiner Aufsicht, er beruft die allgemeinen ständischen 
Konvente, nimmt die Anträge für die Landtage entgegen und 
legt sie auf dem Ante-Komitial-Konvent zur Intimation, 
d. h. zum Zweck der Beschlussnahme für den kommenden 
Landtag vor. Der Intimation bedürfen alle Anträge, die eine 
Veränderung der Gesetzgebung, Landtagsbeschlüsse und Ver- 
fassung bezwecken, sowie auf eine Geldbewilligung gerichtet 
sind. 

Die Ritter- und Landschaft beider Landesteile, also aller 
drei Kreise, ist durch die Union verbunden; 1523 schlössen die 
Stände dieselbe und erklärten sich für unteilbar, sie über- 
standen so die djTiastische Teilung des Landes von 1621 in 
die Herzogtümer Schwerin und Güstrow und die von 1701 
in die Herzogtümer Schwerin und Strelitz. Li ihr stellt sich 
die auf gemeinsamer Geschichte, gleichen Wirtschaftsverhält- 
nissen und gemeinschaftlichen politischen und kirchlichen Ein- 
richtung beruhende Einheit des mecklenburgischen Landes 
und Volkes dar. 



^) F. V. Maltzahü Einige Worte an meine Landsleute. Rostock 1843. S. 7. 



- 17 — 

Die Interessen eines jeden Standes werden durch das 
Recht der Itio in partes gewahrt: kein Stand darf ohne Ein- 
willigang des andern über gemeinsame Rechte verfügen. 

Wie die gesetzgebende Gewalt, ist auch die vollziehende 
zwischen Landesherren und Standen geteilt. Neben den rein 
ständischen Verwaltungen der Klöster und des Landkastens, 
der ständischen Kasse, steht der Anteil der Stände an der 
Staatsverwaltung. Sie nehmen Teil an der OberauMcht über 
den höchsten Justizhof des Landes sowie über das Kriminal- 
koUegium, an der Verwaltung des Landarbeitshauses und 
sonstiger von Landesherren und Ständen gemeinsam unter- 
haltener Institute und an der Regulierung des Landschulden- 
wesens. Die niedere Gerichtsbarkeit und Polizeiverwaltung 
gilt als Annex des Grundbesitzes. 
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stand der Minister Theodor Diedrich von Levetzow, Vorstand 
des Eammerkollegioms, ein durch und durch konservativer 
Herr. ^^ Grossherzog Friedrich Franz charakterisierte seine 
beiden Minister treffend: „Lützow stellt das bewegliche Ele- 
ment dar, Levetzow das stabile." ^t) Neben diesen beiden 
offiziellen Ratgebern übte auf die Entschlüsse des Grossher- 
zogs einen bedeutenden Einfluss der Rat aus, den sich dieser 
bei König Friedrich Wilhelm IV. von Preussen, seinem Oheim 
— des Königs Schwester Alexandrine war die Mutter des 
Grossherzogs — in Anlass wichtiger Begebenheiten einzu- 
holen pflegte. Mecklenburgs Lage brachte es mit sich, dass 
es von Preussen abhängig war, und diese Abhängigkeit wurde 
noch durch die verwandtschaftlichen Bande zwischen den 
beiden Höfen erhöht. Besonders Friedrich Franz n. stand in 
innigen Beziehungen zum Könige wie auch zum Prinzen von 
Preussen, und willig ordnete er sich dem Rate und den Ent- 
schliessungen des von ihm in fast kindlicher Weise geliebten 
Königs unter. ^®) 

Der Schweriner Regierung schien die Forderung der 
bürgerlichen Gutsbesitzer auf passive Wahlfähigkeit zum 
Engem Ausschuss nicht nur in der Billigkeit, sondern auch 
im Rechte begründet zu sein.^^) Auch hatte sie wegen 
der Überzahl der bürgerlichen Gutsbesitzer im Schweriner 
Landesteil Bedenken gegen die Zweckdienlichkeit der aus- 
schliesslichen Vertretung der Gesamtritterschaft im Engern 
Ausschuss durch den eingebornen und rezipierten Adel, ^o) 
Einer solchen einseitigen Konzession widersetzte sich aber die 
Strelitzer Regierung. 

In Mecklenburg-Strelitz regierte Grossherzog Georg, ein 
ehrwürdiger Monarch, feinsinnig, begeistert für Kunst, dabei 



16) Über Levetzow iFt sonst so gut wie nichts bekannt 

17) Hirechfeld S. 181. 

18) Am Abend seines Regierungsantritts schrieb der Grossherzog in sein 
Tagebuch, Gott anrufend: „Lass mich in Papas Fussstapfen treten, den König 
mir zimi Vorbild dienen, auf Dich vertraue ich allein." Hirschfeld S. 176 f. 

1^) Ministerielles Schreiben ohne Adresse und Datum, stückweise ab- 
gedruckt bei Hirschfeld S. 204. 
20) Das. S. 204. 
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Sy^^t«k$ alle Blossen desselben mi[%edeckt md zum 
Bmsstscm dis Yc^es gebracht werden, damit die Sckaa 
¥viibriBp^« was dem Fatnotismiis imbezwini^kli ist.'^ 

Die allgemeine ünzofiriedenhcit über den AnsCdl der 
StaMrTe£»in wurde noch Termekrt darch die N*>t in dm 
SiadMu die L J. 11^46 dordi Kart«>flMkrankhat bewirkt wurde. 
Danal^ foUle man di>(^>^ stark den Dmek der Sdhladil- 

yahktencr.u^: 

Ein zweiter Stein des Anstosses waren die HfimatHgr- 

. Sdion l$ä9 UesB es im Freimnt^en Abendblatt:^ 
JDte mk^elige sofr.Heiraataeeht. wekhes wir lieber ab Hcimats^ 
muerkt aaspceekn morhten.'^ Man sprach T^yn einer ,Tt- 
rannei'^^^: der Heimatsrerbähnis^e nnd Ton dem Honats- 
gesetz als ^Geissel der Minderbegnterten'^.^^*^^ BoU sagte in 
semer Schrift ,Cber Meeklenborg^.^^^ d»^ es in MeiL^kknbnr^ 
teitwefi>e leitkter wäre« in andre Erdteile al« vt^n einem 
Gme in das benachbarte oder Ton einer Stadt in <fie andre 
ibeiza giedeln: nnd Raabe meinte geradezu: ^Unsre Heimat»- 
gmsetae scheinen zu Gnnsten dinr AiK>waadenmc abc^Gi^st zn 
seuBL*^^^ >&6S4ande wie ÜberkamfaiahBie der aaeheüchen 
Qebnnen and dinr Ai^waadannr wnrden anf Konten der 
Heimati*YeK$etze and «ier darch sie erschwerten «>ier anmo^üek 
genuürhten Xiederiassnag and Grondaiic tsnee^ encemm Herde» 
gesiKzt.*-^^ Al lg e m e i ne Sympathien erweckte sich SchmsDe 
mt seinem Antrag: anf Revi«aoa der Heima^vesetze: er wmde 
jedii^ ISi> mit ^:j^ sm:^» ^ Stimmen darck den Adei nnd 
einea gtvi^sea Teil der Birgennei>ter abcelehnt.^ 



^--^ Ebaij9«9pt«dbfr nt^vnnffic&iHr Kicr^ä^nm&Bit v>4r X^ 34 SiSEMe& 

*». 3üwtt »A l|jv*i£mL^. Sac!tec i Ofe. !;<£* Xr 3* SL AT. 
teüm^v X^Q^etis»iimJ^ttf$ :2^r. Sw ;$r jLxawriaii^. Sc^a&fe. fBiiftaiiiiiiiii'i nr 
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beschleunigt seL^ Senator P<^e mos Schwerin, die Grösse 
der Linkoi in der vom 31. Oktober 1M8 bis mm 22, August 
1849 zn Schwerin tagenden Abgeordnetenkammer, hielt die 
Zeit für schlecht gewählt z» Petitionen: es sei nicht gnt, — 
so meinte er — wenn man die Schwierigkeiten des Augen- 
blicks noch durch Petitionen vergrossere. ,Wer zweiMte vor 
den Ereignissen in Frankreich an dem Gelingen de^ Reform, 
sind dam jetzt die Chancen schlechter?^ Sogar «nen aosser- 
ordmtlichen Landtag hidt er für unmo^ch.^ 

Den Übergang von der hisherigen zn der durch die 
Febmanrevolution bet^hleonigten Reformbewegung bildet ein 
Vortrag, den ScJmelle auf Buchholz in dem wis&enschaftlicfa 
geselligen Verein zu Wismar am id. Februar hidt. Schndle 
legte dar« wie die Regierung weg«i ihrer Haltung L J. 1808^ 
der RefcHrmbewegung nicht entgegen sein könne. Daraufhin 
wunle eine Petition wegen Reform der Landesrertretung be- 
ächkxssen. Der von Bass«rmann am 1:^. Februar 1848 in der 
badischen zweiten Kanmier gestellte Antrag auf deutsdie 
Xationalvertretung scheint besondere finnidig begrvbrst word» 
zu sein: Schnelle hatte fireilich Bedenken, ob audi w<rfd eine 
Refonn des Bundestags möglich sein werde.^ 

Die erste Petition an die Regierung ging am 3. Hin 
x^m Panchim aus, ihn^ Entstehung verdankte sie den Unter- 
zeichneni der Parchim«^ Poggeadras^e. Es leite sie der Ge- 
danke, — so führten sie aits — dass in bewegter Zeit eine 
Verständigung und Einigung mit dem Volk not tue. 



«^ FzeiK^ AVnahtt 17. lün Kr. 1»4 S^ 21i\ 

14. A^ Xr. ISS ^ 28». Smmor PcUe^ Di» Ere^H»e m 

<kA e. Kn. XKkL BBnv 11. Ifin 
Xr. >l S. 55i>. TeL auk t« Utwv. MeeUsW^ i. J. 1^4S Sw 9, 
M MeeiL B^tamt IL Ifin Xr.MS.55CL 

Ift Ejma&f^msmi. tier <intk AsfiäsB^ «h» Bgi tk> eriaM 




S. 14. BdUa. LMiiwkt L 1» 
Suis, r 5l lUn Kr. 37 SL 4. 



— 56 — 

bracht, in dieser Zeit schon von „Fülirerschatt" zu reden, wo 
man sich eben erst kennen gelernt hatte, ei'st recht aber kann 
noch nicht von einer „Führerschaft der radikalen Elemente 
in der Bevölkerung" die Rede sein, wo es nur eine von der 
gleichen Idee geleitete Gesamtbewegung gab, die sich auf 
die einzelnen Städte zei'splitterte. Dies eben ist das Merk- 
würdige, dass die Bewegung so allgemein war und jeden zum 
selbständigen Handeln trieb. Die Bewegung ging vor sich 
ohne Führer und Organisation, lediglich aus dem Gemeinsinn 
der Bevölkerung heraus. Die öffentlichen Organe der Be- 
wegung waren die Presse und in den einzelnen Städten, hier 
früher, dort später, die Volksversammlungen. Durcli die 
Presse wurden die Petitionen mitgeteilt, und so konnten sich 
die einzelnen Städte danach richten. Denn zunickstehen 
wollte keine Stadt, eine wahre Petitionswut hatte sich der 
Städte bemächtigt. Der Hauptjjunkt aller Petitionen war die 
Refonn der Landesvertretimg. Die erste an die Regierung 
gerichtete Petition, die oben S. 50 f. erwähnte Parchimer vom 
3. März, sprach es aus, es sei der „unnatürliche Zustand" 
eingetreten, dass das Volk zu seinen Vertretern kein Ver- 
trauen fühle und sich unter diesen Umständen vertrauensvoll 
an die Regierung wende. Wie entsprachen nun die Regierungen 
diesem ihnen entgegengebrachten Vertrauen? 



Das Verhalten der Regierungen. 

Es hatte sich bei der Vermittelung zwischen den ritter- 
schaftlichen Parteien schon einmal den Regierungen eine 
günstige Gelegenheit geboten, in die ständischen Verhältnisse 

Sammlung iind die voraufgegangene Reformbewegung S. 35: „Jüngere Kräfte, 
namentlich mehrere Studenten, wurden, während man Bolten und andere bis- 
herige Mitglieder bei der Ergänzungswahl überging, in die Centraleomraitte 
[s. S. 72.) hineingezogen, in welcher der neue Geist sich zunächst dadurch an- 
kündigte, dass ihr bisheriger Präsident Kippe nicht wieder, sondern an seiner 
Stelle M. Wiggers gewählt ward, von welchem man ein kräftigeres Vorschreiten 
erwartete. Derselbe präsidierte zum ersten Male in der Versammlang am 
12. Jul., .'' 



»db nkkt TOD ZeitcragmaBaL. sondern nur von der Rddcsicht 
9m{ das Wohl des LaiideB und von der flun darch die Bnndes- 
nnd LaodesverEiasong bexeidinet« Pfticiit loten lassen. 
PoKtKcfae Yersammlongen worden für statduü erklart, üeJIs 
ae ädi in den Schranken der gesetzüdien Ordnung hielten. 
Der Entwurf eines Pressgesetzes sei SirelitE und dan Engem 
Anssdiiiss mitgeteilt. Die übrigen Bitten wurden teils ab- 
kbwnd» teils ausweichend beschieden. ^) 

Diese Antwort befriedigte nicht. Die Rostocker rösteten 
dedialb zo einer neoen, 16 Mann starken Dqnitation; aoch 
aas Wismar war eine zahlreiche D^ntation im Anzöge.^ 
Da teilte ein Erlass vom 14. März mit, der Grossherzog 
würde weder personlich Petitionen entgegennehmen noch 
durch sdn RegierongskoUeg entgegennehmen lassen, dieselben 
seien viefandir auf dem gewohnlichen Weg dorch die Post zn 
befördern.^ 

Die Motive zu dieser Yeii>rdnang sind bisher nicht ge- 
nügend au%eklirt. Die Erläuterung vom 1 7. Mirz *) besagt, 
der Zweck der Yerordnung sei gewesen, .^durch die Art der 
Anbringung oder durch die Zahl der Überbringer^ entstdiende 
Demonstrationen zu verhüten. Hlrsehfeld meint S. 237 : «Diese 
Publikation mochte sachlich vollkommen gtMechtfertigt er- 
scheinen, denn bereits hatte der Petitionssturm einen demon- 
strativen Charakter angenommen. Auch hatte das Gebahren 
einzelner Deputierter und die kecke aufdrin^che Fassung 
mehrerer Bngaben deutlich verratoL dass man sich als Macht 
fühle und die Gewihrung von Forderungen eventodl zu er- 
zwingen nicht anstehen werde. ^ ffiemach hatte jene Yerord- 
nung ihren Grund nicht nur im Y»hüten von etwa sidi 
ereignenden DemonstraticHien^ sondern zum Teil in berats 
stattgehabtem demonstrativen B^ndmien. Die Fassung der 
Emgaben« so weit sie veröffentlicht sind« hat nadi meinem 
Geluhl nichts Keckes. Die Rostocker vom 9. Mirz z. R weicht 



35) P. PL WodMlsktt 1& Min Nr. 23 S. 173 t «Dd Base Z. 19. IGn 
Ä. 45 & 1. 

») BosL Z. 19. Min Kr. 45 S. 1 Sp. 1 awl S^ 3. 
30 SekwmMT offiäelles Wockenbfartt Nr. 10 a 57 1. 
3V) Dü^ Kr. 12 a G6l 
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Die Verordnung rief denn anch ihre notwendigen Folgen 
henor. Sie wirkte „wie ein Donnerschlag aus heiterem 
Himmel." ^2) Das Vertrauensverhältnis zwischen Regierung 
und der städtischen Bevölkeiimg war getrübt. Man verstand 
nicht den Grund dieses „Absperrungsgesetzes." *3) Unwille 

gab sich aller Orten kund, die Aufregung steigerte sich. ^) 
Durch diese ungünstige Wirkung fand sicli der Rostocker Rat 
bewogen, durch zwei seiner Mitglieder um Zurücknahme der 
Verordnung zu bitten;**^) um die Wiederaufhebung bat eben- 
falls eine Adresse der Güstrower ritterschaftlichen Versamm- 
lung vom 16. März,*^) wie auch im gleichen Auftrage vom 
Engern Ausschusse Stever auf Wusti'ow abgeordnet wurde. *7) 
Die Rostocker Ratsdeputation war zugleich angewiesen, die 
Verheissung der baldigen Berufung eines ausserordentlichen 
Landtags zu erbitten. Ebenso beantragten die ritterschaftliche 
Adresse vom 16. März und der Engere Ausschuss in einem 
Vortrag vom 17. März die Berufung eines solchen.*^) 

Diesen an sie gestellten Bitten entsprach die Regierung 
auf das Bereitwilligste. Schon am 16. März war die Be- 
willigung der Pressfreiheit ergangen.*^) Sie wurde überall mit 
Jubel begrüsst und glich den durch die Verordnung vom 
14. März bewirkten ungünstigen Eindruck zum Teil wieder 
aus.^) Auch eröffnete der Grossherzog in einem Briefe vom 



^) Bolten, Bericht in der Rostocker Versammlung v. 18. März, Rost. Z. 
19. März Nr. 45 S. 1. 

43) Das. Nr. 45 S. 1. 

44) Das. und 21. März Nr. 46 2. Beilage S. 1. Parchimer Petition vom 
17. März, das. 24. März Nr. 48 S. 2. 

45) Das. 19. März Nr. 45 S. 1. 

46) Das. 18. März Nr. 44 2. Ausgabe S. 2. — S. S. 86 f. 

47) Freimüth. Abendblatt 24. März Nr. 1525 Sp. 227. 

48) Rost Z. 24. März Nr. 48 S. 1. — Vgl. S. 87. 

49) Schweriner offizielles Wochenblatt 18. März Nr. HS. 59. — Ob 
und weshalb der Engere Ausschuss ein ihm von der Regierung vorgelegtes 
Repressivgesetz verworfen hatte (s. Meckl. Blätter 18. März Nr. 55 S. 561 
Anm.), darüber fehlen genauere Nachrichten. 

50) Elost. Z. 18. März Nr. 44 2. Ausg. S. 2, 21. März Nr. 46 S 3, 
24. März Nr. 48 S. 2. Neue Schwerinsche politische Z. Extrablatt v. 19. März 
S. 1 und 28. März Nr. 38 S. 1. 
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Proklamation der Proklamation des Königs von Preussen „An 
mein Volk und an die deutsche Nation" vom 21. März. Ver- 
anlasst war sie <lurch „die gewaltige Wendung der politisclieu 
Verhältnisse". Sie führte aus: es liege die Notwendigkeit vor, 
dass Mecklenburg „in die Reihe der konstitutionellen Staaten 
eintrete". Es sei der „ernste Vorsatz" des Gross! lerzogs, dass 
der Schritt unverzüglich geschehe", damit die Ungewisslieit, 
die zur Zeit über den künftigen Verhältnissen des Landes 
schwebe, sobald als möglich gehoben werde. In wenigen Tagen 
würden deshalb die Ausschreiben zum Landtag ergehen. Die 
Vorlagen dazu würden, „den Grundsätzen des einzuführenden 
Repräsentativsystems getreu", sich erstrecken auf die Schaff ung 
unter sich gleichberechtigter, alle Landesteile und -Interessen 
umfassender „ständischer Organe". Den „dergestalt reorgani- 
sierten Ständen" würden „alsobald die aus dem verändeiten 
Systeme sich als notwendig ergebenden Gesetze füi* die Voll- 
endung des Veifassungswerkes und für die verschiedeneu 
Zweige der Verwaltung" vorgelegt werden. 

Der Unterschied zwischen dieser Proklamation und dem 
Schreiben vom 21. März besteht in den Ausdiücken „Re- 
präsentativ - Verfassung" und „konstitutionell". Noch am 
21. März hatte sich der Grosslierzog gegen den Konstitu- 
tionalismus ausgesprochen, hier hingegen verhiess er seinem 
Lande die Einfühnmg. Liegt hier eine Sinnesänderung vor? 
Hii'schfeld ist dieser Ansicht, er sagt S. 237 f.: 

„Inzwischen hatte sich in den Anschauungen des Gross- 
herzogs eine entscheidende Wendung vollzogen. Er nmsste 
die bis dahin [18. März] gehegte Hoffnung, eine Refonn auf 
ständischer Basis durchzuführen, aufgeben. Auch ein ferneres 
Temporisieren war unmöglich. Er entschied sich für das 
Repräsentativsystem, und die am 23. März „An meine Mecklen- 
burger" erlassene Proklamation sprach dies unumwunden aus. 
Dass ihm dieser Schritt nicht leicht geworden, beweisen die 
Worte, die er später darüber niederschrieb: 

„Ich hatte bisher gesucht, das monarchische und ständi- 
sche Prinzip zu retten. Im Gegensatz zu letzterem ei'schien 
mir das konstitutionelle ungeeignet, weil in der Theorie falsch 
und in der Praxis nicht hinlänglich bewährt. Durch Gewalt 
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Prnmp der V^^virkliciiiDig Tta^^fawfene Mögfichkaten lässt. 
Und t&t Prf>kIaiiiati0a Tont ±i. Man hat denn ja in der Tat 
datA Repnde&tamsT!§teiii auch for T«embar geiialtea mit 
v^taodiäeliea Organen'^. Man büeb b^ da* standischai Ter- 
tr^can^: statt der alttandstamferiien wahhe man ^e neu- 
standSdciie TertretoBg. Die Worte der Proklamatioo: ^den 
Gnmddatzen des emxnfalirend»! ReprisentatiTsystems getreu'^ 
bedeuten nicht: den Grundsätzen des schematischen Repräs^a- 
tathrsyätems getreo. s«>ndem Tiehnehr: den Grundsätzen des 
BeprasentatiTsystems getren^ das man for Mecklenborg ge- 
eignet häh. Die Worte yRepräsentatrr - Veifagsang^ und 
^kottstitntionen^ kernten sehr gut in der Proklamation ent- 
behrt werden, der mit ihr id^itbsche Strditzer Erlass vom 
25. Man^) enthält ^e nicht. Schliesslich sei hier eine 
Äosserang des Staatsminist»rs Ton Lotzow angefahrt, er sehrieb 
am 24. Man an Dahfanann:^) ,Und di^ch möchten wir, die 
wir ein Jahrhundert die Wohltat genossen^ dne anf Crewohn- 
beit fest gewnrzette Verfissnng za handhaben, nicht mit einem 
rein theoretisehtti Machwerk vorschreiten. wir mochtai aach 
jetzt noch aof mecklenborgischem BodtHi fortbanen.*^ 

Es fragt sich nach alledon. ob es dem Grossherzog ein 
Opfer war, der Reprasentatirverfassnng mit ständischer Ter- 
tretong b^zntret^i. Die altlandständische Terfassong war 
dem Grossherzog tener. Tor 1848 schrieb er:^ ^Der fort- 
währende Crütanrerkaofl noch dazn an Leate wie X., ist sehr 
tranrig and wird onsere Terfassong doch noch dernnst stürzen.^ 
Nach Schfaiss des anaserordentlichen Landtags schrieb er, am 



'^) Der Toa hbs kemieii gelernte ünsdiwiiq^ in der Schweriner 
ß«s!>TTmi»{w>Etik blieb 6^ Strelitzer Beg^nm^ erspart, teik weil der Gross- 
benn^ ahw^send war, teäSs wdl die Beformbewegu^ dort sfUbst einsetxie. 
Dm Antwortschreibeii took 19. M2n sn den Xagistnt toh NeabnndeBbnrg auf 
die PetztüMi Tom 15. März (s. Bost. Z. 18. Min Xr. 44 1 Abss> S. 2 und 
21^ lUrz Xr. 48 S 1) besigte^ djSB der Grosshi^xog ^^ Anfordemzigen der Zeit 
tiickt aabeacbtet lasKn** woide. Die ProkkmatiQQ Tom 23^ Min etbeisdite ron 
Omb^zoi? Georg „joch etwas ih]ilidie&'* S. Hiisdifeki S. 283 nwl OffizieUe 
Eeäage tarn 25. Stock der Meckienburg-StreütiEschen ABzeigeii tob 2(!L IQrz. 

^) Sprlu^r. Dablmann IL 214. 

<»» mrv-hfM S. 2»}. ohne Ditum mitgeteüte Ti^ebviehstB&e. 
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Kt Wmkmag 4a MiiiinuliiÜM aad dfe Bewt^Mg ■■ A^. 

Der Jabel aber die Prokbuiiatii>n vom 23. März war in 
den Städten unendlich. ^^ Dareh ihre Verfan^ssimsen waren 
zwischen dem Gn>^herzf)g nnd seinem Volke ^das Band nen 
e«$efalizngen.^ ^^ wie der Gn36sherz«3e am 26. Marx, dem Tage 
nadi der Y<?r»>ffentliehang der Pn>tdamatioiu A<tt ihm danken- 
dtn and bee^stert zojnbdnden Volksmenge erklärte. Die 
Gefahle, die dorefa die Persönlichkeit de$ Gn>ssherxogs und 
seine Za:sagen ^^'"^>'=^ in dem V*:»Ike aasgel<iet worden, können 
nicht bes*6er charakterisiert werden als dorch die Worte eines 
Mannes, der später der dem«>kratischen Linken der neaen 
LandesTertretung. der sogenanntmi Abge«>nlnetenkanmier, an- 
gehörte: ,Frn junger Fürst, dessen Geschichte ans n«3di k«n 
schwarzes Blan entgegenhielt, durfte za den freadigstan Er- 
wartungen berechtigen: man schätzte :äch glücklich. Mecklen- 
bvrger zo hassen.*^ *<) 

V«>n manchen wurde jedoch die Proklamation nicht ohne 
Mkäei^trauen aafgeni>mmen. Ihnen deuteten ^ständische Organe^ 
aof ein Beibehalten der ständischen Form hin. Von Volks- 
rertretung sei nicht die Rede, über Mimsterverantwortlichkeit 
äei geschwiegen. Die Regierung hätte nicht aus Überzeugung 
gehandelt. s«>ndem nach dem Vorbild der preu:^sischen Politik 
dem Drange des Augenblicks, der Notwendigkeit der Um- 
stände nachgegeben und suche durch ^Weldeutige. der ver- 
sehiedec^ten Auslegung fähige Worte*^ das Volk zu beschwich- 



* * 



Aber wer hatte denn um Ministerverantwortlichk<^t. wer 
am eine in diesem Sinne gemeinte Volksvertretung angetragen? 
Nor in der Wismarer Petition vom 12. März*^*) wurde um 



'«) Frräiära. AbeniWatr 31. Min Nr. 1526 S|k 2oa Xe«»e Sdiwmi^^ie 
pr^GtL^fae Z. 2S. Itin St, ^ S. 1, Bct^t. Z. 4. Apiil Nr. 5o S. 1. 

^' Bögt. Z. 2S. ¥in Xr. oö S. L 

^ Siitsa: 5^>HKäsr» Zc&sti2i*ie and Erei^ncsse in M^ckle&baz^-Sdtw^nn. 
Sdiw«rift 1351 S. 2&- 

-> BftiC Z. S. Aprl Xr. oÖ S. 1. 7. Aprü Xr. 58 S. 1, ^. April 
5n 75 ä. 1. Mfir.-kL B&toer Sc Aptü Xr. 2 S. lü 15. Aptü Xr. 4 S. 35l 

-*^ BMt. Z. 14- Mirx Xr. 42 S. 2. 



— 72 — 



€iDaDden>;etzang. Dr. Haapt aus Wismar entwickelte das 
Prinzif* der InteresseDvertretnng in «ner giänxeoden Rede, die 
ihre Wirknns: aof die Ters^ammlan^ nicht verfehlte- Mecklen- 
bnrg sei in der )K>litischen BUdong noch weit zurück, eine 
inmitten der einzelnen Berofsstände vorg«ionmiene Wahl bilde 
das Volk politisch heran '^). Andre waren für ein gemischtes 
WahlsTst^n. vorwiegende Stimmen entschieden sich für die 
reine Repräsentati werfassong. Bei Ponkt 2 : Alle politischen 
Scmderrechte sind an&nheben. wollte Student Weidmann aus 
Parchim aodi die des Herrschers ao%ehob»i wissen, — ein 
dreimaliges donnerndes Hoch auf den Grossherzc*g war die 
Antwort der Tersammlong. Bei den Regierangen worde be- 
antragt, sie mochten die Vorlage zum Landtag vorher ver- 
offendichen nnd bei ihrer Beratung die in den 17 Ponkten 
sich aussj»rechenden Wünsche berücksichtigen. Auf Vorschlag 
von Dr. Kippe beschlrtss man femer die Begründung von 
Reformvereinen und die Ernennung der Rost«>cker Kommitte 
zur geschäftslcjtenden Zentralkonmiitte. Als Organ wurden 
die Meckl^iburgischen Blätter gewählt. 

Mit der Ausfuhrung dieses letzten Beschlusses fand die 
Beformbewegung ihre Organisation: in allen Städten und aaf 
dem Lande wurden Reform vereine*^*) gegründet, die durch ihr 
Zentralorgan auf das engste zusanmienhingen. Bürgerwehr 
and Reformvereine füllten die polirische Betätigung der Städter 
aus. J. Wiggers sagt in seiner Selbstbiographie S. 115: ^Die 
Boigerwehr gehörte zu den Einrichtungen, welche man eine 
Zeit lang für ein unentbehriiches Stück der neuen Staats- 
ordnung ansah.'' Vereinzelte Arbeiterkrawalle wie der in 



«; FrrjtrJkrjSl S- 4 f. und Meckl. Butter li April Nr. 3 S. 36. 

5*1» ♦ Da^ Stont de* Keform vereine ru Rosttmi laatete: § 1 ZweLk: Be- 
f{«rkrc£tg öer yj^c^s/ch/ffn Beform. $ 2 ICtgikder: Jeder ehi^nbafte Ibnn, der 
iicii in dSe L^sts ein£e}diD€*t Austritt imbesc-hriiikt. § 3 Vors^ind: 16 Mit- 
^eder. ^*rvsihh rosi der aDg<eiDemeii VersmimhiDg, m^Diiatlkii ra ' 4 emeoerf, 
am eineiD VonatKBden xmd dessen SteUvertreter. einem Kass«nT«mJter and 
Fro^AoIlführer. — Offeotücbe BedmnngsiUegimg. § 4 VeKMnmfangen : 
Dnrcii öffeotikbe BekumtmaehnDgen mznzesgeiL bindende Besdilnsse durch 
die Mfiahäx der ersciüeneDeii Mitglieder. — Xiditmitgliedeni ist Zutritt imd 
Trflnalmfce ac den VeriiandlimgexL nicht an den Beschlüssten und Wahlen g^^ 
stattet. ÜJBb. jsBf^ Kcaresp. Xr. 87 Schreiben ans Bostcx^ v. 6l IpoL 
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und sich gegenseitig helfen zur EIrkenntnis, sowohl die den 
Wert des Bestehenden erkannten, wie aoch die das HeU des 
Landes in durchgreifenden Umgestaltungen erblickten J^) 
Ahnlich äusserte sich v«>n Plüskow. indem er zu einem Artikel 
Schnelles Stellung nahm. Dieser hatte am 8. März in der 
Rostocker Zeitung Pressfreiheit, Bürgen*ehr, Kreisgerichte, 
Aufhebung der Fideikommisse und Heimatsrechte, Schwur- 
gerichte und Reform der Verfassung gewünscht und gemeint, 
die 700 Gesetzgeber würden sich der Überzeugung von dem 
nicht verschliessen, was dem wahren Wohle des Landes zu- 
sage.^^^ Pressfreiheit und Burgerwehr begehrte auch Plüskow 
und er meinte, am 13. März: ,Die andern Wünsche werden 
sich auch mit der Zeit erfüllen, je nachdem sie sich wahrhaft 
dienlich erweisen oder nicht.*' Stürmische Zeit sei jedoch kein 
Grund zur Übereilung, sondern gerade zu desto sorgfaltigerer 
Prüfung des Neuen, das man an die SteUe des Alten setzen 
wolle. Nur möge der Himmel Mecklenburg vor jeder Ver- 
fassung bewahren, die ihm eine , absolute Staatsgewalt" bringe, 
,sei es in welcher Form sie wolle*. ^^) 

Zeigte sich somit auch bei den treuesten Anhängern der 
Verfassung in der Ritterschaft ein gewisses Entgegenkommen, 
so sprach sich der Teil der Ritterschaft, der schon vorher 
einer Reform der Verfassung zugeneigt war, jetzt oflFen für 
diese aus. Am 11. März erliess Manecke auf Vogelsang eine 
Aufforderung an die gesamte Rittei-schaft, sich am 16. in 
Güstrow zu versammeln, um einen Antrag an die Landesherren 
wegen Berufung der Stande zu beraten. Fürst wie Stande 
dürften nicht müssige Zuschauer bleiben, dürften nicht er- 
warten, was die Ereignisse und der aufgeregte Geist herbei- 
führen würden !^^^) Der AuflForderung entsprachen 39 biirger- 
liche Mitglieder der Ritterschaft und zwei adlige. Der Grund 
für das Ausbleiben der übrigen Mitglieder der Ritterschaft 
mag der gewesen sein, dass die Auffordening von unbefagter 
Seite ausging; die Zusammenberufung der Ritterschaft konnte 

166) P. p. Wochenblatt 16. Mirz Nr. 22 S. 174 f. 

1^7) Rost. Z. 8. März Nr. 38, 2. Ausgabe S. 1. 

158) P. p. Wochenblatt 13. März Nr. 21 S. 172. 

1-^) Kost Z. 20. März Nr. 45 2. Ausgabe S. 1 und la März Nr. 43 S. 1. 
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Nachdem die Grossherzöge in der Proklamation vom 
23. und dem Erlass vom 25. März ihre Absichten knndgetan, 
musste auch die Ritterschaft, die in ihrem grössten Teil bis- 
her Stillschweigen beobachtet hatte, Stellung dazu nehmen. 
Am 1. April lud daher Landrat von Örtzen auf Jürgenstorf 
die Ritterschaft ein zur gemeinschaftlichen Besprechung und 
zum gegenseitigen Zusammenschluss, „um das Wohl des Vater- 
landes nach Kräften zu fördern." ^^7) 

Dieser allgemeinen privativ ritterschaftlichen Zusammen- 
kunft gingen Konvente ritterschaftlicher Ämter voraus, am 
6. April im Amt Stavenhagen, am 7. April im Amt 
Neustadt. Auf dem Konvente vom 6. April einigten sich die 
Amtseingesessenen zu einer gemeinsamen öifentlichen Er- 
klärung;^^) dieser schloss sich der Konvent vom 7. April 
an. ^^^) Um dem Lande zu beweisen, dass sie von aufrichtiger 
Liebe zum Vaterlande beseelt und nicht engherzige Vertreter 
des Landes seien, und um dafür zu sorgen, dass die in der 
Proklamation vom 23. März hervorgehobenen und durch die 
Zeitverhältnisse gebotenen Reformen erreicht würden, erklärten 
sie sich „gerne zu jedem Opfer bereit, welches der allgeliebte, 
angestammte Landesherr zu seinem und des Landes Wohl er- 
fordern möchte." Nicht nur waren sie entschlossen, auf das 
Recht der Landstandschaft, „insoweit es das Wohl des Landes 
erfordern möchte," seiner Zeit zu verzichten und bei der 
Bildung eines anderweitigen zeitgemässen ständischen Organs 
mitzuwirken, sondern sich auch der Landesklöster, vorbehalt- 
lich der deshalb noch zu vereinbarenden Modalitäten, zu 
Gunsten des Vaterlandes zu begeben. Diese Erklärung erfolgte 
unter der Voraussetzung, dass das zu erstrebende Ziel der 
Reform den Landesherren und allen Hauptinteressen des 
Landes durch die neue Verfassung die zum Heil des Ganzen 
nötige Kräftigung sichere. 

Am 14. April fand die durch Landrat von Örtzen be- 
rufene freie ritterschaftliche Versammlung zu Güstrow statt, 



167) Das. 4. April Nr. 55 S. 4. 

168) Das. 9. April Nr. 60 S. 3. 

169) Das. 11. April Nr. 61 S. 4. 
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Verfassung von einem Mecklenburger^^^)". Diese Schriften ge- 
hören mit zu dem Besten, was die damalige Broschürenliteratur 
aufzuweisen hat. Zu erwähnen ist hier auch der längere Ar- 
tikel „Reform der ständischen Vertretung" von J. v. Glöden 
im Politiscli-praktischeu Wochenblatt ^^). Reorganisation, nicht 
Umsturz der Verfassung ist ilire Losung. Sie erkennen die 
Notwendigkeit einer allgemeinen Vertretung im Prinzip an; 
der Vertretung müsse aber die Errichtung von Gemeindever- 
fassungen, die das Fundament des politischen Lebens bildeten, 
voraufgehen. Auf die Schaffung von in sich freien und kräftigen 
Gemeinwesen legen sie*den grössten Nachdruck. Für die länd- 
lichen Tagelöhner liege imr das Bedürfnis zu kommunaler 
Selbständigkeit und zur Verbesserung ihrer Lage, nicht das 
der Teilnahme am Landesregiment vor; nur so könne der 
sozialen Gefahr und kommunistischen Besti'ebungen begegnet 
werden. 



189) Der nnbekannte Verfasser behauptet zwar, S. 36, kein Landstand 
zu sein, das Schriftchen gehört jedoch seinem Inhalt nach zu der obigen Gruppe. 

190) 8. 8. 91. Anmerkung 175. 



Der ausserordentliche Landtag. 



Die Verhandlungen und Beschlüsse. 

Am 26. April wurde der Landtag iu Schwerin vom Gross- 
herzog Friedrich Franz mit feierlicher Rede im Dome eröflnet i). 
Es war schon etwas ausserordentliches, dass die Stände, die 
sonst so eifersuchtig auf die Unabhängigkeit in den Beratungen 
bedacht, den Einflüssen des Hofes und einer grösseren Stadt ent- 
inickt, in kleinen Landstädten tagten 2), sich jetzt auf den Ruf des 
Fürsten in dessen Residenz versammelten: ein neuer Geist 
war in sie gedrungen. Ein Scheiden von ihrer bisherigen 
Wirksamkeit wurde ihnen angemutet, aber aus eben diesem 
neuen Geiste heraus konnten die Grossherzöge in ihren 
Propositionen ä) dem festen Vertrauen Ausdruck geben, dass 
die Stände mit oft bewährter patriotischer Gesinnung bereit 
sein würden, zum Wohle des Vaterlandes die Opfer für 
eine Umgestaltung der Landesverfassung zu bringen. Diese 
Umgestaltung in die Wege zu leiten, den Grund zu legen zu 
der weiteren staatlichen Entwickelung durch eine Refomi der 
Landes Vertretung , dies sollte die letzte politische Tat der 
Stände sein. 

Zur Erreichung dieses Zweckes schlugen die Landesherren 
ihnen vor: 

„I. die Auflösung der bisherigen Landesvertretung; 
n. die Anbahnung einer neuen Stände-Einrichtung auf 
Grundlage von Wahlen im ganzen Lande; 

1) D. M. Landtagsbote, Extrablatt zu Nr. 2, 26. April. 

^) Maltzan: Landtagserinnerungen S. 4. 

8) D. M. Landtagsbote 27. April Nr. 3 S. 1 ff. 
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dass der in den deutschen Regierungen seit Befestigung der 
Landeshoheit herrschende Geist mit seltenen Ausnahmen nur 
nach einer möglichst absoluten Staatsgewalt gestrebt hat und 
der Eutwickelung nationaler Freiheit im Volksleben mehr ent- 
gegen als förderlich gewesen ist. Nicht Monarchie und Demo- 
kratie ist dann der Gegensatz, um den es sich handelt, sondern 
Freiheit und Absolutismus, und eine, wenn auch demokratisch 
gestempelte, doch in Recht und Volkstümlichkeit lebendig ge- 
gründete Entwickelung aller sich gleichstehenden Elemente zu 
wahrer ständischer Freiheit könnte wohl die Stützpunkte 
deutscher Kraft und Einheit darbieten. ''^) 

Für das Wohl des Landes wie für ihr eigenes künftiges 
in der neuen Vertretung sorgten daher die Stände, wenn sie 
zur Vermeidung einer auch nur formell absoluten Regieruugs- 
gewalt sich den Zeitpunkt der Auflösung der bisherigen Landes- 
vertretung einstweilen noch vorbehielten. Damit war der erste 
landesherrliche Vorschlag, die sofortige Auflösung der Stände, 
abgelehnt. 

Diese Sorge für das Wohl des Landes bestimmte die 
Stände noch zu einer weiteren Erwägung. Konnten die Landes- 
herren die neu zu erwählenden Stände beliebig auflösen, so 
waren diese ihnen völlig preisgegeben; es konnte leicht zu 
Konflikten unabsehbarer Art, ja wohl am Ende zu einem 
faktischen Zustande absoluter Regierungsgewalt kommen. Um 
die neue Vertretung nicht einem ungewissen Schicksale an- 
heimzugeben, sondern sie sicherzustellen in ihrem Verhältnis 
zu der Regierung, musste ihre rechtliche Stellung und Befugnis 
ganz genau lungrenzt werden, und dies um so mehr, da die 
Grundzüge der neuen Repräsentativverfassung weder von der 
Regieiomg vorgelegt waren noch von der Ritter- und Land- 
schaft bestimmt werden sollten. Darum hielt es die Kommitte 
in ihrem ersten Bericht für die Pflicht der Ritter- und Land- 
schaft, „allgemeine Grundprinzipien der künftigen Repräsen- 
tativverfassung wenigstens als minimum von Seiten der Landes- 
herren mittelst von denselben zu erteilenden Reversen zu 



^ S. auch T^andtagsbote H. Mai Xr. 11 S. 3 Sp. 1 oben, Brückuer-Nea- 
brandenbnrg. 
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In der Knnmiitt^ war — ein. böses Vonndien — keine 
Eünigung über die Wahlnonn erreicht. ^ Die Ritterschaft war 
fnr den Wahlsesetzentm iirf der Regiemnc:, die Land^schaft da- 
gegen. ^ Diese beforrhtete «ne Eidrödning der Städte dordi 
das Land und fonkrte Stinimengleichhat von Stadt mid Land. 
weU sie nur hierin einen dem bisherigen Rechte der Itio in 
partes glei<4ien Schatz fnr die städtisdien Interessen erblickte.^ 
Dieses Opfer konnte ihr aber die Rittersdiaft wegen des 
Cb«iriegens der ländlichen Einwohneizahl über die slidtisrhe, 
die sich wie *'^ za ^/^ rerhidt, mid wegen der Wichti^eit 
des Ackerbaus fnr das Land anmoglicfa bringen. ^) So wurde 
denn das von der Regierang vorgelegte Wahlgesetz verwor- 
fen. ^ Hierauf schlag die Regierang zwei weitere Wahlgesetze 
vor. Das eine wies d«- Landschaft ein günstigeres Zahlen- 
Verhältnis zu and stellte eine zweite landliche Intereesengrappe 
mit aktiver Wahlberechtigong aaf (Hof-, Gots-. Erbpächter 
and Haosnirte^; in dem zweiten war die direkte Wahl einer 
besonderen Interefisengmppe aafgegeben and ein gemisditce 
Wahlsystem gewählt. ^^ Letztere« hielt die LandtagEkommitte 
for za könstücfa and praktisch schwer dorchfohrbar. *j Erste- 
res Idmte die Landschaft wiederiKjJt ab. ^j anabänderlich bei 
ihrer Fofxlerang der Stimmengleichheit beharrend.^ Die 
Regi«img^y erklärte ihrerseitfi. einem Wahlgesetze, das den 
Städten wie dem platten Lande eine gleiche Zahl von Ver- 
tretmi zabilliee. nicht die Geoehmicinie za erteilen, fs* blieb 
denn nar noch das Prinzip der Wahl nach der Volkszahl 
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